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mmer wieder scheiterten Naho st-Frie-
denspläne in der Vergangenheit u . a. an der

ungelö sten Frage der p alästinensischen Flüchtlin-
ge vor allem inJordanien, in Syrien und im Lib anon .
Während sie sich in Jordanien und Syrien einige
wichtige Rechte zur gesellschaftlichen Integration
erkämpfen konnten, ist ihre Situ ation im Lib anon
weitaus dramatischer.

Seit 1948 in Lagern

Die Mehrheit der p alästinensischen Flüchtlinge
im Lib anon, deren Zahl auf bis zu 3 8 0 . 0 0 0 ge-
schätzt wird , lebt immer no ch in einem der zwölf
Lager, die üb er das Land verteilt angelegt wurden .
Seit 1 9 4 8 wurden manche dieser Lager bis zu vier
Mal zerstört.

Die Infrastruktur (Strom, Wasser) stammt zum
Teil noch aus den fünfziger Jahren und ist entspre-
chend oft defekt. Weil die lib anesische Regierung,
die nach einem konfe ssionalistischen Proporz-
system zwischen Christen, Sunniten und Schiiten
gewählt wird , eine dramatische Verschiebung der
Gewichte b ei einer ge sellschaftlichen Integration
der Flüchtlinge b efürchtet, hat sie eine ganze Reihe
diskriminierender Ge setze und Vorschriften erlas-
sen, die die ohnehin schon äußerst dürftige Le-
b ensqualität von Palästinensern im Laufe der Jahre
immer weiter einge schränkt hat.

Perspektivlosigkeit produziert Gewalt

Seit 1 9 69 brauchen in Lagern leb ende Palästi-
nenser zwar keine spezielle Genehmigung mehr,
wenn sie ein Lager verlassen wollen, an den Eingän-
gen der Flüchtlingslager werden allerdings nach
wie vor Personenkontrollen durchgeführt. Um of-
fensichtlich den Druck zur Ausreise ins Ausland zu
erhöhen, ist es in den inzwischen völlig üb erfüllten
Lagern ge setzlich nicht erlaubt, zweite o der dritte
Sto ckwerke b ei den Häu sern zu errichten . D as fast
no ch zum Stadtzentrum von B eirut gehörende La-
ger S abra und Shatila, das 1 9 8 2 durch ein Massaker
an Lagerb ewohnern unter den Augen des damali-
gen israelischen Verteidigungsministers Ariel Sha-
ron internationale B ekanntheit erlangte , wurde für
ursprünglich rund 5 . 0 0 0 Flüchtlinge geplant, heu-
te leben ca. 1 7. 0 0 0 Menschen auf immer noch der
selb en Fläche .

Palästinensischen Flüchtlingen ist e s im Gegen-
satz zu anderen Ausländern verb oten, Eigentum im
Lib anon zu erwerb en . Per Ge setz wurde ihnen die
Ausübung von 72 B erufen außerhalb der Lager ver-
b oten, was wohl die gravierendste Einschränkung
der Persönlichkeitsrechte darstellt. Flüchtlinge ,
die studieren wollen, müssen sich auf die für Au s-
länder re servierten zehn Prozent aller Studienplät-
ze b ewerb en − meist ohne Chancen . Die dadurch
entstehende Perspektivlo sigkeit ist eine wichtige
Ursache für zunehmende Gewalt in den Lagern .

Mit rund 75 . 0 0 0 B ewohnern ist Ein El Hilweh
am Stadtrand von S aida das größte Flüchtlingslager
im Lib anon .

Am Eingang stehen zwar lib anesische Soldaten,
für die strafrechtliche Verfolgung der zahlreichen
politisch motivierten Morde und anderer Gewalt-
taten, die auf Kämpfe rivalisierender p alästinensi-
scher Organisationen in dem Lager zu- rückzufüh-
ren sind , fühlt sich der lib anesische Staat nicht zu-
ständig. Für die Sicherheit sollen − auch in den an-
deren Lagern − eigene p alästinensische Volkskomi-
tees sowie b ewaffnete Ordnungskräfte sorgen, was
auf Grund der erheblichen innerp alästinensischen
Konkurrenzkämpfe häufig zu willkürlichen Maß-
nahmen gegenüb er Lagerb ewohnern führt.

Eingeschränkte UN-Hilfe

D as speziell für Gesundheit und Schulbildung
der p alästinensischen Flüchtlinge zuständige UN-
Hilfswerk UNRWA erhält immer weniger Finanzen
und kann daher seinen Aufgab en kaum no ch nach-
kommen . Immer wieder kommt e s vor, dass Flücht-
linge sterben, weil sie in den p alästinensischen Ge-
sundheitszentren nicht behandelt werden und sie
die Ko sten einer B ehandlung im lib anesischen Ge-
sundheitswesen nicht b ezahlen können .

Was Deutschland tun sollte und könnte

Die Bundesregierung könnte das Leid der sich
von aller Welt verlassen fühlenden p alästinensi-
schen Flüchtlinge im Lib anon mildern, wenn sie
die Zahlungen für UNRWA deutlich erhöhen sowie
auf die Rückführung p alästinensischer Flüchtlinge
in den Lib anon derzeit verzichten würde .

Sie könnte außerdem die lib ane sische Regie-
rung auffordern, diskriminierende Gesetze gegen-
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it dem Ende der O st-West-Konfrontation
1 9 89/ 1 9 9 0 müssen sich Pazifisten in der öf-

fentlichen Diskussion neuen Fragen stellen :
E s geht nicht mehr in erster Linie um den Wider-

stand gegen die atomare Ab schreckung mit der
Drohung einer Selb stvernichtung der Menschheit.

Hier gibt e s in der öffentlichen Meinung wohl
weiterhin eine breite Unterstützung für die Forde-
rung nach Ab schaffung aller Atomwaffen .

Neu ist j edo ch die Herausforderung, der mi-
litärischen Gewalt auch dort die Legitimation zu
entziehen, wo sie weltweit zu »humanitären Zwe-
cken« eingesetzt wird , immer häufiger nicht einmal
mehr nur aufgrund einer nationalen Entschei-
dung, sondern mit ausdrücklicher Billigung der zu-
ständigen UN-Organe .

Gegenüb er die ser neuen Legitimation militäri-
scher Gewalt gilt e s, sich der Wurzeln gewaltfreien
Lebens und Handelns zu vergewissern :

Es gibt »bessere« Gründe für Gewaltfrei-
heit als »gute« Gründe für Gewalt

Grundlage des menschlichen Zusammenleb ens
ist der Respekt vor allen Menschen, einschließlich

denen, die Unrecht tun, in b ö ser Ab sicht handeln,
schuldig werden .

Auch ihr Leb en und ihre Menschenwürde sind
unantastb ar.

Dies b edeutet, dass unserem B emühen, Unrecht
zu verhindern, Grenzen gesetzt sind ; wir dürfen
nicht alles , wozu wir technisch in der Lage sind und
was wir machen können .

Wir kennen die »guten Gründe« , die angeführt
werden, um die Grenze de s Tötungsverbots zu
überschreiten . Wir sind j edo ch üb erzeugt, dass e s
b e ssere Gründe gibt, auch dann nicht zur Gewalt
zu greifen, wenn solche »guten Gründe« dafür ge-
nannt werden .

Die Annahme solcher »guten Gründe« setzt
schon ein Vertrauen in Informationen voraus , die
interessengeleitet sind und von uns in der Regel
erst im historischen Rückblick üb erprüft werden
können .

Die Menschen, die das notwendige Opfer der ge-
forderten militärischen M aßnahmen werden sol-
len, hab en zumeist selb st keine Möglichkeit, uns ih-
re Sicht der Dinge darzulegen . E s werden von uns
auf diese Weise b ei Nachrichten über »den drohen-
den Völkermord in . . . « Urteile üb er Menschen ab-

Ullrich Hahn

Pazifismus heute
Gewaltfreiheit angesichts von Krisen und Kriegen

über Palästinensern, insb e sondere das de-facto-Ar-
beitsverb ot, aufzuheb en .

Die Bundesregierung könnte auch die Nachfol-
geregelung von Yassir Arafat und die sich darau s
neu ergeb enden Spielräume nutzen, die in der
»ro ad map« eb enso wie in der Genfer Initiative von
Rabb o und B eilin vorge sehene Errichtung eine s
p alästinensischen Staate s voranzubringen . Die p a-
lästinensischen Flüchtlinge im Lib anon eb enso
wie in den Nachb arländern Israels brauchen end-
lich eine Staatsbürgerschaft sowie Klarheit b ezüg-
lich einer Entschädigung oder Rückkehr, wob ei
letztere in den allermeisten Fällen nicht möglich
sein wird .

Der Versöhnungsbund unterstützt
ein Kinderhilfsproj ekt

Der D eutsche Zweig de s Internationalen Ver-
söhnungsbunde s unterstützt die Arb eit der unab-
hängigen Flüchtlingshilfsorganisation »Haus der
standhaften Kinder« (B ait Atfal Assumoud) im Lib a-

non, die 1 976 gegründet wurde und derzeit rund
1 . 3 0 0 Kinder und Jugendliche in rund 7 70 Famili-
en b etreut. »B eit Atfal Assumoud« unterhält 1 0 So-
zialzentren und eine p sychologische B eratungs-
stelle in p alästinensischen Flüchtlingslagern . In
acht Kindergärten werden rund 60 0 Kinder b e-
treut. Jugendliche erhalten Au sbildungen im
Kunst- und B auhandwerk.
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